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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1952 Ausgegeben am 4. September 1952 38. Stück

180. Bundesgesetz: 7. Opferfürsorgegesetz-Novelle.
1 8 1 . Bundesgesetz: Beamtenentschädigungsgesetz.
182. Bundesverfassungsgesetz: Gewährung von Entschädigungen wegen politischer Maßregelung im öffentlichen

Dienst an Personen, die nicht unter das Beamtenentschädigungsgesetz fallen.

180 . Bundesgesetz vom 18. Juli 1952,
womit das Opferfürsorgegesetz in der gel-
tenden Fassung abgeändert und ergänzt

wird (7. Opferfürsorgegesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Bundesgesetz vom 4. Juli 1947, BGBl.

Nr. 183 (Opferfürsorgegesetz) in der geltenden
Fassung wird abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. Im § 1 Abs. 3 ist der Punkt nach dem Worte
„müßte" durch einen Beistrich zu ersetzen und
anzufügen: „soweit in diesem Bundesgesetz nicht
anderes bestimmt ist."

2. a) Die Überschrift des § 2 hat zu lauten:

„Begünstigungen, Fürsorge- und Entschädigungs-
maßnahmen."

b) Nach Abs. 1 lit. b Z. 3 „Kinderfürsorge
{§ 13)" ist anzufügen:

„c) Entschädigungsmaßnahmen für:

1. erlittene Haft (§ 13 a);
2. entstandene Haft- und Gerichtskosten

(§ 13 b);
3. politische Maßregelung im öffentlichen

Dienst (§ 13 d)."

3. Im § 3 Abs. 2 sind an Stelle der Worte
„31. Dezember 1951" die Worte „31. Dezem-
ber 1952" zu setzen.

4. Nach § 13 werden unter der folgenden
Überschrift nachstehende Bestimmungen ein-
gefügt:

„Entschädigungsmaßnahmen für erlittene Haft
und entstandene Haft- und Gerichtskosten.

§ 13 a. (1) Inhaber einer Amtsbescheinigung
oder eines Opferausweises erhalten für die in der
Zeit vom 6. März 1933 bis 9. Mai 1945 aus poli-
tischen Gründen oder aus Gründen der Ab-
stammung, Religion oder Nationalität erlittene
gerichtliche oder polizeiliche Haft eine einmalige

Entschädigung zur Abgeltung von wirtschaftli-
chen Nachteilen, die daraus entstanden sind und
noch weiterhin bestehen. Das Weiterbestehen
wirtschaftlicher Nachteile ist anzunehmen, wenn
das Einkommen im Jahre 1950 die im § 46
Abs. 1 Z. 1 des Einkommensteuergesetzes in der
Fassung des Art. I Z. 7 des 2. Steueränderungs-
gesetzes 1951, BGBl. Nr. 8/1952, genannte Ein-
kommensgrenze nicht überschritten hat.

(2) Im Falle des Todes des Opfers steht der
Anspruch auf Entschädigung den Hinterbliebe-
nen, sofern das Opfer Inhaber einer Amtsbeschei-
nigung oder eines Opferausweises war oder den
Anspruch auf die Ausstellung einer Amtsbeschei-
nigung oder eines Opferausweises gehabt hätte,
in nachstehender Reihenfolge zu:

a) Der Witwe oder Lebensgefährtin, sofern
die Ehe (Lebensgemeinschaft) vor dem
1. Mai 1945 eingegangen wurde. Ist eine
anspruchsberechtigte Witwe nicht vorhan-
den, steht die Entschädigung jener Frau zu,
die im Zei tpunkt der Inhaftnahme des
Opfers als Gattin mit ihm im gemeinsamen
Haushalt gelebt hat und nicht aus ihrem
Verschulden geschieden (getrennt) wurde.
Die genannten Personen müssen den
Voraussetzungen des § 1 Abs. 4 lit. a oder b
entsprechen;

b) den Kindern (eheliche, uneheliche und
Adoptivkinder), deren Lebensunterhalt
vom Opfer im Zeitpunkt seiner Inhaft-
nahme ganz oder zum überwiegenden Teil
bestritten wurde oder hät te bestritten
werden müssen und die den Voraussetzun-
gen des § 1 Abs. 4 lit. c entsprechen.

(3) Hinterbliebenen Eltern und Geschwistern
kann eine Haftentschädigung zuerkannt werden,
wenn sie mit dem Opfer im Zei tpunkt seiner
Inhaftnahme im gemeinsamen Haushalt gelebt
haben, von ihm erhalten wurden und eine soziale
Bedürftigkeit gegeben ist.

(4) Eine Mitschuld an der H a f t des Opfers
schließt eine Anspruchsberechtigung aus.

(5) Als Entschädigung gebühr t dem Opfer für
jeden nachweislich in der Ha f t verbrachten Kalen-
dermonat ein Betrag in der Höhe von 70 v. H.
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der Unterhal tsrente für Opfer, die gemäß § 11
Abs. 1 Z. 2 im Zei tpunkt der Auszahlung
vorgesehen ist. Angefangene Monate gelten als
voll, wobei aber mehrere Haftzeiten zusammen-
gezogen werden.

(6) Hinterbliebenen gebührt die Hälfte der im
Abs. 5 vorgesehenen Entschädigung. Mehrere
Hinterbl iebene sind zur ungeteilten H a n d an-
spruchsberechtigt (§§ 892, 893 ABGB.); un ter -
einander können sie zu gleichen Teilen fordern.

(7) Bei Zusammentreffen von Ansprüchen nach
Abs. 1 und 2 gebührt die Entschädigung für zeit-
lich zusammenfallende Haf tmona te nu r bis zur
H ö h e der vollen Unterhal tsrente für Opfer. Das
gleiche gilt für Kinder, deren beide Elternteile
in Haf t waren. In allen übrigen Fällen kann Ent -
schädigung nur nach einem einzigen Opfer ver-
langt werden.

(8) Die Auszahlung der Entschädigungsbeträge
k a n n auf einen Ze i t raum bis zu vier J ah ren v o m
Inkraf t t re ten dieses Bundesgesetzes an vertei l t
werden. N ä h e r e Best immungen trifft das Bundes-
minis ter ium für Finanzen im Einvernehmen m i t
dem Hauptausschuß des Nat ional ra tes durch Ver-
o rdnung . Hiebei kann auch angeordnet werden,
daß Beträge, die eine bes t immte H ö h e nicht über -
steigen, sowie in berücksichtigungswürdigen Fäl-
len Beträge, die zur Beschaffung einer W o h n u n g
oder v o n Haus ra t dienen sollen, auf einmal aus-
gezahlt werden.

§ 13 b . Politischen Opfern , die Inhaber einer
Amtsbescheinigung oder eines Opferausweises
sind, werden Kosten, die im Zusammenhang m i t
einer aus politischen G r ü n d e n verhängten Haf t
von einer Gerichts- oder Verwal tungsbehörde
oder von der N S D A P vorgeschrieben wurden ,
bei Nachweis der Zahlung ersetzt. Derar t ige Aus-
lagen werden, falls das Opfer nicht m e h r am
Leben ist, demjenigen ersetzt, der in der Lage ist,
den Nachweis über die v o n ihm geleistete Zah-
lung der Kosten zu erbringen.

§ 13 c. (1) Die Ansprüche nach §§ 13 a und
13 b sind bei der örtlich zuständigen Bezirks-
verwal tungsbehörde anzumelden.

(2) Die Best immungen des § 3 Abs. 3 u n d 4
gelten sinngemäß. Über Berufungen entscheidet
das Bundesminis ter ium für soziale Verwal tung
im Einvernehmen mi t dem Bundesminis ter ium
für Finanzen nach A n h ö r u n g der im § 17 vo r -
gesehenen Kommission (Opferfürsorgekommis-
sion). Das gleiche gilt für Ant räge gemäß § 13 a
Abs. 3.

(3) In Steuer- und gebührenrechtl icher H i n -
sicht sind die Best immungen des § 64 des Bundes-
gesetzes v o m 14. Juli 1949, BGBl. N r . 197
(Kriegsopferversorgungsgesetz — KOVG. ) , s inn-
gemäß anzuwenden.

§ 13 d. Entschädigungen wegen politischer
Maßregelung im öffentlichen Dienst werden nach
Maßgabe der Best immungen des Bundesgesetzes
vom 18. Juli 1952, BGBl. N r . 181, gewähr t . "

Artikel II.

Anträge gemäß §§ 13 a und 13 b des Opfer-
fürsorgegesetzes in der Fassung des Art. I
dieses Bundesgesetzes sind binnen einem Jahr
nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes einzu-
bringen.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen betraut.

Körner
Figl Maisel

1 8 1 . Bundesgesetz vom 18. Juli 1952
über die Gewährung von Entschädigungen
wegen politischer Maßregelung im öffent-
lichen Dienst (Beamtenentschädigungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. H a u p t s t ü c k .

§ 1. (1) Personen (Hinterbliebene nach Per-
sonen), die nach § 4 Abs. 1, 3 oder 4 des Ge-
setzes vom 22. August 1945, StGBl. Nr. 134
(Beamten-Überleitungsgesetz), oder nach diesen
Bestimmungen in Verbindung mit § 12 des ge-
nannten Gesetzes wegen einer Maßregelung vom
Bund rehabilitiert worden sind, haben nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen An-
spruch auf Entschädigung (Entschädigungs-
berechtigte).

(2) Personen (Hinterbl iebenen nach Personen),
die vo r dem 13. März 1938 Bundesbedienstete
waren u n d wegen einer der im § 4 Abs. 1 des
Beamten-Überleitungsgesetzes umschriebenen
Maßregelungen v o r oder nach dem 13. März
1938 dem Dienst fern waren, kann auch dann ,
wenn sie nicht rehabil i t ier t worden sind, in be-
rücksichtigungswürdigen Fällen die nach M a ß -
gabe der vors tehenden Best immungen sich er-
gebende Entschädigung ganz oder teilweise
zugesprochen werden.

(3) D e r Zue rkennung einer Entschädigung
steht der U m s t a n d nicht entgegen, daß eine in
den Abs. 1 oder 2 genannte Person nach dem
30. Apr i l 1945 aus dem öffentlichen Dienst aus-
geschieden ist.

(4) Eine Entschädigung ist nicht zuzuerkennen ,
wenn eine in den Abs. 1 oder 2 genannte Per-
son wegen einer ehrenrühr igen, insbesondere
wegen einer aus Gewinnsucht oder gegen die
öffentliche Sittlichkeit begangenen H a n d l u n g en t -
weder zufolge gerichtlicher Verur te i lung kraf t
Gesetzes oder zufolge Diszipl inarerkenntnis aus
dem öffentlich-rechtlichen Dienstverhäl tnis aus-
geschieden wurde oder wenn das Dienstverhäl tnis
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zum Bund wegen einer solchen Handlung vor-
zeitig aufgelöst wurde; Hinterbliebenen ist eine
Entschädigung überdies zu versagen, wenn sie zur
Maßregelung oder sonstigen politischen Verfol-
gung vorsätzlich beigetragen haben.

§ 2. Die Entschädigung richtet sich nach dem
Umfang der Maßregelung des Entschädigungs-
berechtigten (§ 3), nach der Dauer seiner Maß-
regelung (§ 4) und nach der dienstrechtlichen
Stellung des Gemaßregelten oder desjenigen, von
dem der Gemaßregelte seinen Versorgungsgenuß
ableitet (§ 5).

§ 3. (1) Die Höhe der Entschädigung eines im
Dienststand gemaßregelten Bediensteten richtet
sich nach der Minderung des Einkommens, das
dem Gemaßregelten aus seinem Dienstverhältnis
zustand. Als Einkommen im Sinne dieser Be-
stimmung sind Gehälter, Löhne, Ruhegenüsse,
Versorgungsgenüsse, Unterhaltsbeträge, Perso-
nal- und Familienzulagen sowie Zuwendungen
aller Ar t mit Ausnahme der Aufwandsentschä-
digungen zu verstehen, die dem Gemaßregelten
am 13. März 1938 nach den in diesem Zeitpunkt
in Geltung gewesenen dienst- und besoldungs-
rechtlichen Vorschriften oder, falls die Maßrege-
lung vor dem 13. März 1938 erfolgte, nach den
dienst- und besoldungsrechtlichen Vorschriften,
die am Tage der Maßregelung in Geltung waren,
zugestanden sind. Die Entschädigung beträgt für
jeden vollen Kalendermonat, in dem die Schädi-
gung angedauert hat, nach dem jeweiligen Aus-
maß der Einkommensminderung

der Beurteilung der Einkommensminderung im
Sinne des Abs. 1 außer Betracht gelassen; jedoch
wird im Falle einer Reaktivierung bei der Be-
rechnung der Einkommensminderung der vor-
her bezogene Ruhegenuß weiterhin angerechnet.

(3) Auf die im Ruhestand gemaßregelten Be-
diensteten finden die Abs. 1 und 2 sinngemäß
mit der Maßgabe Anwendung, daß die Ent-
schädigung mit dem Hundertsatz der Ruhe-
genußbemessungsgrundlage gewährt wird, mit
dem im Zeitpunkt der Maßregelung der Ruhe-
genuß berechnet wurde.

(4) Eine versorgungsberechtigte Witwe nach
einem Beamten, die durch eine Maßregelung des
verstorbenen Ehegatten (Abs. 1 oder 3) oder
durch eine Maßregelung ihrer eigenen Person
eine Schädigung im Bezug ihres Versorgungs-
genusses erlitten hat, erhält eine Entschädigung
in der Höhe von 50 v. H . der Entschädigung,
die sich für einen Beamten des Ruhestandes
(Abs. 1 und 3), mindestens aber in der Höhe
von 35 v. H . der Entschädigung, die sich für
einen Beamten des Dienststandes (Abs. 1) er-
geben würde. Sie erhält überdies für die Zeit,
nach der die Entschädigung bemessen wird, für
jedes in dieser Zeit unversorgt gewesene Kind
eine Erhöhung der Entschädigung um ein Fünftel,
die Entschädigung darf aber im ganzen die Ent-
schädigung nicht übersteigen, die ein Bundes-
beamter des Ruhestandes bekäme (Abs. 1 und 3).

(5) Versorgungsberechtigte Waisen nach einem
Beamten, die durch eine Maßregelung desjenigen,
von dem sie ihren Versorgungsgenuß ableiten
(Abs. 1, 3 oder 4), oder durch eine Maßrege-
lung ihrer eigenen Person eine Schädigung im
Bezug ihres Versorgungsgenusses erl i t ten haben,
erhal ten eine Entschädigung in der H ö h e eines
Fünftels der sich nach Abs. 1 und 3 ergebenden
Entschädigung. Mehrere Waisen dürfen zusam-
men jedoch nicht m e h r als die sich nach Abs. 1
u n d 3 ergebende Entschädigung erhal ten; ge-
gebenenfalls sind ihre Entschädigungen verhäl t -
nismäßig zu kürzen .

(G) Die Best immungen der Abs. 1 bis 5 gelten
sinngemäß auch für Vertragsbedienstete, die am
13. März 1938 oder, w e n n der Bedienstete früher
gemaßregelt wurde , am Tage der Maßregelung
einen Anspruch oder eine Anwartschaft auf
einen R u h e - oder Versorgungsgenuß (Provision)
hatten.

(7) Vertragsbedienstete, die durch Entlassung
aus dem Dienstverhäl tnis oder durch Kündigung
des Dienstverhältnisses gemaßregelt worden sind,
erhalten, wenn auf sie Abs. 6 nicht Anwendung
findet, die im Abs. 1 für eine E inkommensminde-
rung von über 80 v. H . vorgesehene Entschä-
digung.

(8) W e r d e n aus einer Maßregelung der Reihe
nach mehrere Ansprüche nach den Abs. 1 bis 6
abgeleitet, so gebühr t n u r e i n e Entschädigung.

Eine Entschädigung wird jedoch nicht gewährt ,
insoweit bei der Maßregelung der Bemessung
des Ruhegenusses des Gemaßregel ten die volle
Ruhegenußbemessungsgrundlage zugrunde gelegt
wurde .

(2) W u r d e jedoch ein gemaßregelter öffentlich-
rechtlicher Bediensteter vo r dem 27. Apr i l 1945
wieder in ein öffentlich-rechtliches Dienst-
verhäl tnis aufgenommen u n d auf einen Dienst-
posten e rnann t , der dem v o r der Maßregelung
innegehabten zumindest gleichwertig ist, oder
wurde ein gemaßregelter Vertragsbediensteter
vor dem 27. Apr i l 1945 wieder im öffentlichen
Dienst eingestellt u n d auf dem Dienstposten, der
dem v o r der Maßregelung innegehabten zu-
mindes t gleichwertig ist, verwendet , so ist die-
sem Bediensteten für die Dauer eines solchen
Dienstverhältnisses keine Entschädigung zu ge-
währen . E i n k o m m e n aus sonstigen Dienst-
verhältnissen oder Verwendungen werden bei
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(9) Versorgungsberechtigt Im Sinne der Abs. 4
und 5 sind Personen, die im Zei tpunkt des Ein-
trittes des Versorgungsfalles, wenn aber die
Maßregelung ihre eigene Person betroffen hat ,
im Zei tpunkt der Maßregelung nach den am
13. März 1938 in Geltung gestandenen öster-
reichischen Dienstrechtsvorschriften einen An-
spruch auf Versorgungsgenuß gehabt hä t ten .
Wäre der Anspruch auf Versorgungsgenuß nach
diesen Dienstrechtsvorschriften in der Folge
verlorengegangen, so gebührt die Entschädigung
jedenfalls nur für den Zei t raum bis zum Ein-
t r i t t dieses Ereignisses.

§ 4. (1) Die Entschädigung, die nach § 3 Abs. 1
bis 6 aus einer Maßregelung gebührt , wird für
so viele volle Kalendermonate gewährt, als die
Maßregelung in der Zeit bis zum 30. Apri l 1945
wirksam war. Bei Anwendung des § 3 Abs. 7
wird die Entschädigung jedoch bei einer Maß-
regelung, die in der Zeit zwischen dem 5. März
1933 und dem 13. März 1938 wirksam war, für
höchstens 24 Monate und bei einer Maßregelung,
die in der Zeit zwischen dem 13. März
1938 u n d dem 30. Apri l 1945 wirksam war,
für höchstens 24 Monate gewährt.

(2) Ist aus Anlaß der Maßregelung eine A b -
fertigung oder sind die Dienstbezüge auf eine
bestimmte Zeit weiter gewährt w o r d e n so ver-
minder t sich die Zahl der Monate, für die die
Entschädigung gewährt wird, u m die Zahl der
Monate, die der Bemessung der Abfertigung zu-
grunde gelegt worden sind, beziehungsweise u m
die Zahl der Monate , für die Dienstbezüge
weiter gewährt wurden.

(3) Zu den im § 3 Abs. 1 angeführten mona t -
lichen Entschädigungsbeträgen t r i t t der im Zeit-
p u n k t der Flüssigmachung jeweils geltende, zu
den Bezügen der Bundesbediensteten gewährte
prozentuale Teuerungszuschlag.

(4) Eine Entschädigung nach § 13 a des Opfer-
fürsorgegesetzes, BGBl. N r . 183/1947, in der
Fassung der Novelle vom 18. Juli 1952, BGBl.
N r . 180, ist auf die Entschädigung nach diesem
Bundesgesetz derar t anzurechnen, daß für jeden
Monat , in dem die beiden Entschädigungen zu-
sammentreffen, die Summe beider Entschädigun-
gen die volle Unterhal tsrente für Opfer nach
§ 11 des Opferfürsorgegesetzes im Zei tpunkt der
Flüssigmachung nicht übersteigt.

§ 5. (1) Bei Bundesbeamten der allgemeinen
Verwaltung richtet sich die Entschädigung nach
der Dienstklasse und Gehaltsstufe im Sinne des
Gehaltsgesetzes 1927. Bei den übrigen Bundes-
bediensteten richtet sich die Entschädigung nach
der Dienstklasse u n d Gehaltsstufe, die das Ge-
halt (bei Wachebeamten zuzüglich der Wach-
dienstzulage) oder das Vertragsentgelt dieses
Bundesbediensteten wenigstens erreicht hat .

(2) Bei Bundesbeamten des Ruhestandes ist im
Sinne des Abs. 1 das Gehalt maßgebend, das der

Bemessung des Ruhegenusses, bei gemaßregelten
Versorgungsberechtigten nach Bundesbedienste-
ten das Gehalt maßgebend, das der Bemessung
des Versorgungsgenusses zugrunde gelegt worden
ist. Dies gilt sinngemäß für Vertragsbedienstete,
die aus ihrem Vertragsverhältnis einen Anspruch
auf einen Ruhe(Versorgungs)genuß haben, sowie
auf Hinterbliebene nach solchen Vertragsbedien-
steten.

(3) Bei A n w e n d u n g der Abs. 1 u n d 2 ist je-
weils die dienstrechtliche Stellung als Beamter
des Dienststandes oder des Ruhestandes , als V e r -
tragsbediensteter, als Empfänger eines R u h e -
genusses (einer Provision) oder eines Versor -
gungsgenusses nach einem Vertragsbediensteten
am 13. März 1938, wenn aber die Maßregelung
früher erfolgt ist, am Tage der Maßregelung
maßgebend.

(4) Ist die Maßregelung vor dem 13. März
1938 erfolgt, so ist der E rmi t t l ung der E i n k o m -
mensminderung das E i n k o m m e n zugrunde zu
legen, das der Bedienstete in der Zei t v o m
Tage der Maßregelung bis z u m 13. März 1938
durch Zei tvorrückung u n d Zei tbeförderung je-
weils erreicht hä t t e .

§ 6. (1) Ist ein Bundesbediensteter oder
Empfänger eines Ruhegenusses (einer Provision)
aus einem Dienstverhäl tnis z u m Bund vor In -
kra f t t re ten dieses Bundesgesetzes gestorben, so
stehen seine Entschädigungsansprüche im ha lben
Ausmaß seiner versorgungsberechtigten W i t w e ,
wenn aber eine solche nicht v o r h a n d e n ist, sei-
nen versorgungsberechtigten Kinde rn zu. M e h -
rere versorgungsberechtigte Kinder sind zur u n -
geteilten H a n d anspruchsberechtigt u n d teilen
unte re inander zu gleichen Teilen. Ist keine ver -
sorgungsberechtigte W i t w e u n d sind auch keine
versorgungsberechtigten Kinder vo rhanden , so
k a n n der sonst der W i t w e zustehende Entschä-
digungsanspruch der Lebensgefährtin des G e m a ß -
regelten z u e r k a n n t werden, wenn sie in den
le tz ten sechs Mona ten v o r dem T o d e des Ge-
maßregel ten mi t ihm im gemeinsamen Hausha l t
gelebt ha t .

(2) Die Versorgungsberechtigung ist auf G r u n d
der Dienstrechtsvorschriften im Z e i t p u n k t des
Inkraf t t re tens dieses Bundesgesetzes zu beur te i -
len; jedoch gelten als versorgungsberechtigte
Kinder die Kinder , die während der Zei t der
Schädigung versorgungsberechtigt gewesen
wären .

§ 7. (1) Eine Entschädigung nach den Bestim-
m u n g e n dieses Bundesgesetzes wi rd auf A n t r a g
des zu Entschädigenden gewährt .

(2) D e r An t r ag ist b innen einem Jahr nach In -
kra f t t re ten dieses Bundesgesetzes einzubringen.
Die Versäumung der Frist k a n n in berücksichti-
gungswürdigen Fällen von der sachlich in Be-
t racht k o m m e n d e n obersten Behörde nach-
gesehen werden .
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(3) Anträge gemäß Abs. 1 unterliegen nicht der
Gebührenpflicht.

§ 8. (1) De r Antrag nach § 7 ist bei der Dienst-
behörde einzubringen. Die Dienstbehörde über-
mit te l t den Antrag unter Anschluß ihrer Stel-
lungnahme dem Zentralbesoldungsamt.

(2) In den Fällen des § 1 Abs. 1 und § 6
Abs. 1 erster und zweiter Satz dieses Bundes-
gesetzes entscheidet über den Antrag das Zen-
tralbesoldungsamt, über Berufungen gegen diesen
Bescheid das Bundeskanzleramt.

(3) In den Fällen des § 1 Abs. 2 und § 6
Abs. 1 dr i t ter Satz dieses Bundesgesetzes ent-
scheidet über den Antrag das Bundeskanzleramt.

§ 9. Auf das Verfahren wegen Zuerkennung
einer Entschädigung auf Grund dieses H a u p t -
stückes sind die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950, BGBl.
N r . 172, anzuwenden.

§ 10. Entschädigungen nach diesem Bundes-
gesetz sind von den bundesrechtlich geregelten
öffentlichen Abgaben einschließlich der Bundes-
verwaltungsabgaben sowie von der Entr ichtung
von Pensions- und Sozialversicherungsbeiträgen
befreit.

§ 11. Die Auszahlung der Entschädigungs-
beträge kann auf einen Zei t raum bis zu vier
Jahren nach dem Inkraf t t re ten dieses Bundes-
gesetzes verteilt werden. Das Nähere best immt
das Bundesministerium für Finanzen im Ein-
vernehmen mi t dem Hauptausschuß des Nat io -
nalrates durch Verordnung. Hiebei kann auch
angeordnet werden, daß Beträge, die eine be-
st immte H ö h e nicht übersteigen, sowie in be-
rücksichtigungswürdigen Fällen Beträge, die zur
Beschaffung einer W o h n u n g oder von Hausra t
dienen sollen, auf einmal ausgezahlt werden.

II. H a u p t s t ü c k .

§ 12. (1) Die Bestimmungen des I. Hauptstückes
finden auf Bedienstete von Stiftungen, Fonds und
Anstalten, die von Organen des Bundes oder
Personen (Personengemeinschaften) verwaltet
werden, die hiezu von Organen des Bundes be-
stellt sind, sowie auf jene Vertragsbedienstete
der Länder, Gemeindeverbände u n d Gemeinden,
die nicht behördliche Aufgaben zu erfüllen
haben, ferner auf Bedienstete anderer öffentlich-
rechtlicher Körperschaften u n d Anstal ten nach
Maßgabe des § 13 sinngemäß Anwendung.

(2) Dies gilt nicht für Arbeiter in der Land-
und Forstwirtschaft der im Abs. 1 genannten
Rechtsträger.

§ 13. (1) Die Entschädigung nach § 12 ist in
den Fällen des § 1 Abs. 1 von dem Rechtsträger
zu leisten, der die Rehabilit ierung vorgenommen
hat, in den Fällen des § 1 Abs. 2 von dem
Rechtsträger, der vor dem 13. März 1938 Dienst-
geber war. Sind die Aufgaben eines solchen

Rechtsträgers nach der Hauptsache von einem
anderen Rechtsträger übe rnommen worden, so
hat der übernehmende Rechtsträger die Entschä-
digung zu leisten.

(2) Der zu Entschädigende hat den Antrag ge-
m ä ß § 7 bei dem nach Abs. 1 zuständigen Rechts-
träger einzubringen.

(3) Richtet sich der Entschädigungsantrag gegen
ein Land, so entscheidet darüber der Landes-
haup tmann ; gegen seine Entscheidung ist eine
Berufung nicht zulässig.

(4) Richtet sich der Entschädigungsantrag gegen
einen anderen Rechtsträger als gegen ein Land,
so gilt folgendes: K o m m t dem zu Entschädigen-
den b innen drei Mona ten nach Einbringen des
Antrages v o n dem Rechtsträger keine Vers tändi-
gung über die Z u e r k e n n u n g der Entschädigung
und über ihre H ö h e zu oder glaubt der zu
Entschädigende auf G r u n d der ihm innerhalb
dieser Frist gewordenen Vers tändigung in seinem
Recht auf Entschädigung verletzt oder ge-
schmälert w o r d e n zu sein, so ha t er bei sonstigem
Verlust seines Anspruches b innen weiteren vier
Wochen die Aufsichtsbehörde des Rechtsträgers
anzurufen. Die A n w e n d u n g der Best immungen
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1950 gemäß § 9 greift nu r im Verfahren vor der
Aufsichtsbehörde Platz. Gegen den Bescheid der
Aufsichtsbehörde ist eine Berufung nicht zulässig.

III. H a u p t s t ü c k .

§ 14. Die Bestimmungen des I. und II. Haupt-
stückes dieses Bundesgesetzes gelten sinngemäß
für die in einem Dienstverhältnis zu den Ländern
stehenden Lehrer (Kindergärtnerinnen) der
Volks-, Haupt-, Sonder- und Berufsschulen und
der land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und
Fachschulen sowie der Kindergärten, soweit diese
Anstalten nicht vom Bund erhalten werden, und
zwar mit folgenden Abweichungen:

1. Der Antrag gemäß § 7 ist bei der Dienst-
behörde einzubringen.

2. Über den Antrag entscheidet die Dienst-
behörde.

IV. H a u p t s t ü c k .

§ 15. Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes
obliegt:

a) hinsichtlich der §§ 1 bis 10 des I. Haupt-
stückes dem Bundeskanzleramt, hinsichtlich
des § 11 des I. Hauptstückes dem Bundes-
ministerium für Finanzen;

b) hinsichtlich des II. Hauptstückes den nach
ihrem Wirkungsbereich zur Aufsicht über
die in diesem Hauptstück genannten
Rechtsträger berufenen Bundesministerien
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler-
amt;
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c) hinsichtlich des III. Hauptstückes, soweit
sie nicht den Bundesländern obliegt, dem
Bundesministerium für Unterricht, hin-
sichtlich der land- und forstwirtschaft-
lichen Berufs- und Fachschulen dem Bun-
desministerium für Land- und Forstwirt-
schaft und zwar in beiden Fällen im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt.

Körner
Figl Schärf Helmer Tschadek
Kolb Maisel Thoma
Böck-Greissau Waldbrunner Gruber

182 . Bundesverfassungsgesetz vom 18. Juli
1952 über die Gewährung von Entschädi-
gungen wegen politischer Maßregelung im
öffentlichen Dienst an Personen, die nicht
unter das Beamtenentschädigungsgesetz vom

18. Juli 1952, BGBl. Nr. 181, fallen.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Bestimmungen der §§ 1 bis 7,
9 bis 11 und 13 des Beamtenentschädigungs-
gesetzes vom 18. Juli 1952, BGBl. Nr. 181, sind
sinngemäß nach Maßgabe des Abs. 2 anzuwen-
den auf:

a) die öffentlich-rechtlichen Bediensteten der
Länder, Gemeindeverbände und Gemein-
den mit Ausnahme der in einem Dienst-
verhältnis zu den Ländern stehenden
Lehrer (Kindergärtnerinnen) der Volks-,

Haupt-, Sonder- und Berufsschulen und
der land- und forstwirtschaftlichen Berufs-
und Fachschulen sowie der Kindergärten,
soweit diese Anstalten nicht vom Bund
erhalten werden;

b) die mit der Besorgung behördlicher Auf-
gaben betrauten Vertragsbediensteten der
unter a) genannten Rechtsträger, soweit es
sich nicht um Lehrer (Kindergärtnerinnen)
der unter a) genannten Art handelt;

c) die in der Land- und Forstwirtschaft be-
schäftigten Arbeiter der Länder, Gemein-
deverbände und Gemeinden sowie der
Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von
Organen des Bundes oder Personen (Per-
sonengemeinschaften) verwaltet werden, die
hiezu von Organen des Bundes bestellt
sind, und anderer öffentlich-rechtlicher
Körperschaften und Anstalten.

(2) Richtet sich der Entschädigungsantrag
gegen ein Land, so entscheidet darüber die Lan-
desregierung. Richtet sich der Entschädigungs-
antrag gegen einen anderen Rechtsträger als
gegen ein Land, so gelten die Bestimmungen
des § 13 Abs. 4 des Beamtenentschädigungs-
gesetzes.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas-
sungsgesetzes sind die Landesregierungen betraut.

Körner
Figl


